
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 24.04.2024

Thema Keine Einschränkung
Schlagworte Keine Einschränkung
Akteure Stich, Otto (sp/ps) BR EFD / CF DFF, Landesring der Unabhängigen

(LdU)
Prozesstypen Keine Einschränkung
Datum 01.01.1965 - 01.01.2022

01.01.65 - 01.01.22ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Hirter, Hans
Müller, Eva

Bevorzugte Zitierweise

Hirter, Hans; Müller, Eva 2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik: Landesring
der Unabhängigen (LdU), 1995. Bern: Année Politique Suisse, Institut für
Politikwissenschaft, Universität Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am
24.04.2024.

01.01.65 - 01.01.22ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Wirtschaft
1Geld, Währung und Kredit

1Nationalbank

1Öffentliche Finanzen
1Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

01.01.65 - 01.01.22 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

BIP Bruttoinlandsprodukt

PIB Produit intérieur brut

01.01.65 - 01.01.22 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Nationalbank

Ebenfalls weitgehend finanzpolitisch motiviert waren zwei Vorstösse, welche eine
Veräusserung resp. Neubewertung der Goldbestände der Nationalbank verlangten. Die
EVP/LdU-Fraktion regte mit einem Postulat (Po. 94.3279) den sukzessiven Verkauf eines
Teils der Goldreserven (rund die Hälfte der 2600 Tonnen) zugunsten ertragbringender
Wertpapiere an, wobei die anfallenden Einnahmen an die öffentliche Hand
ausgeschüttet werden sollten. Der Bundesrat sprach sich gegen dieses Ansinnen aus.
Erstens hätten Goldreserven als Zahlungsmittel in Kriegssituationen immer noch eine
grosse Bedeutung und zweitens würden Verkaufsaktionen das internationale Vertrauen
in den Schweizer Franken erschüttern und zu höheren Zinssätzen führen. Der
Nationalrat folgte diesen Argumenten und lehnte das Postulat mit 82:23 Stimmen ab.
Spielmann (pda, GE) ging etwas weniger weit und forderte mit seiner Motion
(Mo.93.3636) bloss eine Neubewertung der Aktiven (namentlich der Goldreserven) zu
deren Marktwert. Damit würde seiner Ansicht nach der ausgewiesene Gewinn der
Nationalbank und die an die Kantone und den Bund auszuschüttenden Anteile erhöht.
Der Nationalrat lehnte diesen von Bundesrat Stich ebenfalls bekämpften Vorschlag mit
77:19 Stimmen ab. 1

POSTULAT
DATUM: 31.12.1995
HANS HIRTER

Öffentliche Finanzen

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Neben einer Ausgabenbremse hält der Bundesrat auch eine verfassungsmässige
Schuldenbremse für nötig. Er präsentierte gleichzeitig mit dem Budget 96 zwei
verschiedene Varianten der Schuldenbremse, die weiter geprüft werden sollen. Nach
dem - von Finanzminister Stich bevorzugten - Saldomodell muss die Finanzrechnung
bei wirtschaftlicher Normallage (BIP-Zuwachs von 0,5-1,8%) ausgeglichen abschliessen.
Übersteigt das reale Wirtschaftswachstum diesen Grenzwert, muss ein
Einnahmeüberschuss erzielt werden, bei schlechter Konjunkturlage sind Defizite
möglich. Wird diese Vorgabe nicht eingehalten, kann der Bundesrat die Finanzhilfen
und Abgeltungen um bis zu 30% kürzen, ohne das Parlament zu befragen.
Voraussetzung für die Einführung des strengen Saldomodells wäre die vorgängige
Beseitigung des strukturellen Defizits. Die zweite, weniger strenge Variante geht von der
Faustregel aus, dass die Ausgaben nicht stärker zunehmen dürfen als das trendmässige
Wachstum des BIP, das höchstens zulässige Ausgabenwachstum über zwei Jahre ist
jedoch auf 10% begrenzt. Die Vorschläge gingen in die Vernehmlassung. Ebenfalls im
Sinne einer Schuldenbremse lancierte der LdU eine Volksinitiative «Schluss mit der
Schuldenwirtschaft». Der Initiativtext verlangt, dass innerhalb von Vierjahresperioden
die Bundesausgaben die Einnahmen nicht übersteigen dürfen. Wie zu kürzen ist, lässt
der Verfassungsvorschlag offen; ausgenommen von den Kürzungen sind aber die
Kantonsanteile an den Bundeseinnahmen und die Sozialversicherungen. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.10.1995
EVA MÜLLER

1) AB NR, 1995, S. 561 ff.; AB NR, 1995, S. 564 ff.
2) BBl, 1995, I, S. 356 ff.; Presse vom 25.2.95; SHZ, 30.3.95; BaZ und Bund, 27.10.95; DAZ, 6.3.95
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